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– Bundeslastverteiler – 

Verfügung 

         Az.: BLastV-XX-XXX 

 
In dem Verwaltungsverfahren 
 

wegen Ausspeicherverfügung 
  
gegenüber der 
 

[Unternehmensname], [Straße Hausnummer], [Ort Plz], gesetzlich vertreten durch die Ge -
schäftsführung/ den Vorstand, 

Betroffene, 
 

hat die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tul -
penfeld 4, 53113 Bonn, gesetzlich vertreten durch ihren Präsidenten Klaus Müller, in ihrer Zu-
ständigkeit als Bundeslastverteiler durch die Krisenstabsschichtleitung [Name] am [TT.MM.JJJJ] 
folgende Verfügung erlassen: 

 

1. a) Die Betroffene wird unbeschadet der Verpflichtung nach Tenorziffer 1.b) verpflichtet, im 
Zeitraum von [TT.MM.JJJJ], [HH:MM] Uhr bis [TT.MM.JJJJ], [HH:MM] aus der 
Gasspeicheranlage [XY] Gasmengen in Höhe von [XY] MWh/h entsprechend ihrer 

vertraglich vereinbarten Ausspeicherleistung und der Ausspeicherkennlinie zugunsten des 
Bundeslastverteilers auszuspeichern. 
 
Sie hat die hierzu erforderlichen Voraussetzungen zu schaffen, insbesondere die 

entsprechenden Einspeisekapazitäten auf möglichst fester Basis oder, soweit nicht 
verfügbar, auf unterbrechbarer Basis zu buchen, sowie die entsprechenden ein-
speiseseitigen Nominierungen im Bilanzkreis vorzunehmen bzw. vornehmen zu lassen.  

b) Die Betroffene wird außerdem verpflichtet, die von ihr am Vortag zum Geltungs -

zeitraum [TT.MM.JJJJ] bis 19:00 Uhr nominierten Ausspeicherungen für den Zeitraum von 
[TT.MM.JJJJ], [HH:MM] Uhr bis [TT.MM.JJJJ], [HH:MM] Uhr aus der Gasspeicheranlage [XY] 
in Höhe von [XY] MWh/h vorzunehmen.  

2. Der Geltungszeitraum dieser Verfügung endet am [TT.MM.JJJJ], [HH:MM] Uhr.  
 

Hinweis 1: Die Verfügung ist sofort vollziehbar und gilt gem. § 14 Abs. 1 Nr. 1 
Energiesicherungsgesetz (EnSiG) mit der Absendung als bekanntgegeben. Die 

Androhung eines Zwangsgeldes kann aus technischen Gründen nicht mit der 
Verfügung verbunden werden. Die Androhung wird dem Betroffenen in einer 
separaten E-Mail zugestellt. 

Hinweis 2: Zuwiderhandlungen können mit einer Geldbuße oder, in Fällen beharrlicher 
oder schwerwiegender Zuwiderhandlungen, mit Freiheitsstrafe von bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe geahndet werden, vgl. § 15 EnSiG. 

Hinweis 3: Inhalte dieser Verfügung werden dem Betreiber der Gasspeicheranlage [XY] 
ebenfalls zur Kenntnis übersandt. 

 


